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§ 12 
Zahntechnische Leistungen 

Die bei einer zahnärztlichen Behandlung nach 
Abschnitt C Nr. 213 bis 232 und Abschnitt F 
des Gebührenverzeichnisses der Gebühren-
ordnung für zahnärztliche Leistungen der Ge-
bührenordnung für Zahnärzte entstandenen 
Aufwendungen für zahntechnische Leistungen 
sind zu 60 v.H. beihilfefähig. 

 

§ 13 
Funktionsanalytische und funktions-

therapeutische Leistungen 

Aufwendungen für funktionsanalytische und 
funktionstherapeutische Leistungen (Abschnitt 
J des Gebührenverzeichnisses der Gebüh-
renordnung für Zahnärzte) sind nur beihilfefä-
hig, wenn 

1. mindestens eine der folgenden Indikatio-
nen vorliegt: 

a) Kiefergelenk- und Muskelerkrankungen 
(Myoarthropathien, craniomandibuläre 
Dysfunktion, myofasciales Schmerzsyn-
drom), 

b) Zahnfleischerkrankungen (Parodonto-
pathien), im Rahmen einer systemati-
schen Parodontalbehandlung, 

c) umfangreiche Gebisssanierung; diese 
liegt vor, wenn in einem Kiefer mindes-
tens acht Seitenzähne mit Zahnersatz, 
Kronen oder Inlays versorgt werden 
müssen und die richtige Schlussbissstel-
lung nicht mehr auf andere Weise fest-
stellbar ist, 

d) umfangreiche kieferorthopädische Maß-
nahmen (einschließlich kieferorthopä-
disch-kieferchirurgischer Operationen), 

e) Behandlung mit Aufbissbehelfen mit ad-
justierter Oberfläche nach Abschnitt H 

Nr. 701 oder 702 des Gebührenver-
zeichnisses der Gebührenordnung für 
Zahnärzte und 

2. der nach Abschnitt j Nr. 800 des Gebüh-
renverzeichnisses für zahnärztliche Leis-
tungen der Gebührenordnung für Zahnärz-
te erhobene Befund mit einem geeigneten 
Formblatt belegt wird.  

 

§ 14 
Implantologische Leistungen 

(1)  Aufwendungen für implantologische Leis-
tungen (Abschnitt K des Gebührenverzeich-
nisses für zahnärztliche Leistungen der Ge-
bührenordnung für Zahnärzte), einschließlich 
der vorbereitenden und ergänzenden Maß-
nahmen, sind nur bei Vorliegen einer der fol-
genden Indikationen beihilfefähig: 

1.  generalisierte genetische Nichtanlage von 
Zähnen (weniger als acht Zähne je Kiefer), 

2.  große Kieferdefekte in Folge von Kiefer-
bruch oder Kieferresektion, 

3.  angeborene Fehlbildungen des Kiefers 
(Lippen-Kiefer-Gaumenspalte), 

4.  dauerhaft bestehende extreme, irreversib-
le, nicht medikamenteninduzierte Xerosto-
mie (Mundtrockenheit), insbesondere im 
Rahmen einer Tumorbehandlung, 

5.  nicht willentlich beeinflussbare muskuläre 
Fehlfunktionen im Mund- und Gesichtsbe-
reich (z.B. Spastiken), wenn nach neurolo-
gischem Attest eine absolute Kontraindika-
tion für (auch implantatgestützten) heraus-
nehmbaren Zahnersatz besteht, 

6.  implantatgetragener Zahnersatz im atro-
phischen zahnlosen Oberkiefer und  

7.  implantatgestützter Zahnersatz im atrophi-
schen zahnlosen Unterkiefer,  
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wenn auf andere Weise die Kaufähigkeit nicht 
hergestellt werden kann. In den Fällen des 
Satzes 1 Nr. 6 sind Aufwendungen für mehr 
als sechs Implantate und in den Fällen des 
Satzes 1 Nr. 7 sind Aufwendungen für mehr 
als vier Implantate von der Beihilfefähigkeit 
ausgeschlossen: hierbei sind vorhandene 
Implantate, zu denen Beihilfen oder vergleich-
bare Leistungen aus öffentlichen Kassen ge-
zahlt wurden, mitzurechnen. 

(2) Liegt eine Indikation nach Abs. 1 nicht vor, 
sine die Aufwendungen für implantolgische 
Leistungen (Abschnitt K des Gebührenver-
zeichnisses für zahnärztliche Leistungen der 
Gebührenordnung für Zahnärzte), einschließ-
lich der vorbereitenden und ergänzenden 
Maßnahmen, für mehr als zwei Implantate je 
Kiefer, einschließlich vorhandener Implantate 
zu denen Beihilfen oder vergleichbare Leis-
tungen aus öffentlichen Kassen gezahlt wur-
den, von der Beihilfefähigkeit ausgeschlossen. 

 

§ 15 
Wartezeiten 

(1)  Aufwendungen nach den §§ 12 bis 14 sind 
nur beihilfefähig, wenn die beihilfeberechtigte 
Person bei Beginn der Behandlung mindes-
tens ein Jahr ununterbrochen im öffentlichen 
Dienst beschäftigt ist. Eine Beschäftigung gilt 
auch dann als ununterbrochen, wenn ein 
Beamtenverhältnis auf Widerruf durch die Ab-
legung einer Prüfung geendet hat und die An-
tragstellerin oder der Antragsteller innerhalb 
eines Zeitraumes von drei Monaten nach dem 
Ausscheiden wieder in den öffentlichen Dienst 
eintritt.  

(2)  Die Beschränkungen des Absatzes 1 gel-
ten nicht, wenn  

1. die Leistungen auf einem Unfall beruhen,  

2. die beihilfeberechtigte Person zuvor min-
destens drei Jahre ununterbrochen im öf-
fentlichen Dienst beschäftigt gewesen ist 
oder  

3. die beihilfeberechtigte Person ohne ihre 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst bei einer 
anderen beihilfeberechtigten Person nach 
§ 4 oder entsprechenden bundes- oder 
landesrechtlichen oder sonstigen Vorschrif-
ten berücksichtigungsfähig wäre.  

 

§ 16 
Kieferorthopädische Leistungen 

Aufwendungen für eine kieferorthopädische 
Behandlung oder für die Beseitigung von Kie-
fermissbildungen sind beihilfefähig, wenn  

1. der behandelnde Zahnarzt bescheinigt, 
dass die Behandlung zur Herstellung der 
Kaufähigkeit oder zur Verhütung einer 
Krankheit notwendig ist und 

2. der Festsetzungsstelle ein Heil- und Kos-
tenplan vorgelegt wird.  

 

§ 8 Abs. 7 Nr. 3 
Leistung auf Verlangen 

Nicht beihilfefähig sind die Aufwendungen für 
Leistungen, die auf der Grundlage einer Ver-
einbarung nach § 2 Abs. 3 der Gebührenord-
nung für Zahnärzte erbracht werden. 
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